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Amtlicher Theil.
M ^ ^ ' ' ^ k- Apostolische Majestät haben mit

vom 8. März d. I . über
A?> , ^ ^ Mmlsters des kaiserlichen Hauses und deS
Wi v l " . " " geheimen Rath und Sectionschef im
F lmstermm des kaiserlichen Hause» und des Aeußern
"mon Grafen W o l l e n s t e i n - T r o s t b u r g zum
^ "."? k- Botschafter am kaiserlich russischen Hofe aller-
gnädigst zu ernennen geruht.

s, . Der Minister und Leiter des Justizministeriums
ya den Oerichtsadjuncten Wilhelm Ritter von K o l l i
«" ! " " Ansuchen vom Kreisgerichle in I iö in zum
a - r . V ? ^ 'n Klassenfurt versetzt, den Bezirks-
,umn< Mcten in Völlermarlt Rupert K r a t t e r
u"'... "'ch^adjuncten bei dem Landesgerichte in Kla-
m ? ^ ernannt, ferner den Bezirksgerichtsadjuncten
von ^ " " ' ^ " " von A i c h e l b u r g auf sein Ansuchen
" ^ "magor nach Völlermarlt versetzt und den Aus.

a d w ^ Knschar zum Bezirksgerichts-
»"ncien m Hermagor ernannt.

E r k e n n t n i s .
trcw dtt ! ' ! ' ^ ^ « " l c h t alS Prcssgcricht Lcobcn hat auf «n-
^̂  Mär, i»«ü ^)°°^""waltschast mit dein Erlcxntuissc vom

^2. Mai 1^1 ^ " i ^ .'AibeÜcr.Wochcli.ühronil" Nr. 21 vom
8 64 St w d n . ^ " bcs A i t i f M „Vom Kronprinzen" nach
3ir. ? Vom'l2 ^ . l . ^"^udaprsl crjchrmcildcn „AollSzciluiil,"
Zustände" n a ! « N " ^ . ^ ^ 2 wca.cn dcS ÄrlilclS „zitujsischc
^ ' ^ 8 <M» St. V. verboten.

Nichtamtlicher Theils
" i c h i ^ ' n ^ N ber K a i s e r haben dem öster.
B e ^ ? ^ ^llsschrlftenvereine für Vereinezwecke einen

"rag von 100 fl. allergnädigst zu spenden geruht.
öeit,.» .'. Majestät der K a i s e r haben, wie die «Linzer
lckmi>? . " "bet , dem Bruderschaftsvereine der Nagel-
! ! l ^ ^ " Losenstein 100 fl. zu spenden geruht.

. Der Bericht deS Wahlresorm-AuSschusseS
G," ^e Anträge der Abgeordneten L ienbacher und

rnoi e^ ^ K r o n a w e t t e r und Genossen und
^ ' ^ ^ M l n e r und Genossen ist. wie bereits tele-
a ! ? ' ? ^meldet worden, am 15. d. M . im Ab.
«»^"etenhause i"r Vertheilung gelangt. Wir ent-
rymen demselben folgende wesentlichste Stellen:

A n l ^ - " ^ " N dem Ausschusse nicht gerathen,
""uge m Verhandlung zu nehmen, welche aus

Aenderungen der Wahlordnung abzielen, die zugleich
eine Aenderung dcs Staatsgiundgesetzrs über die
Neichsvcrtretung voraussehen. — I n diese -Kategorie
fällt der Antrag der Abgeordneten Dr. K r o n a -
iv et t er und Genossen, der am 28. Jänner 1881 im
Abgcordnetenhause eingebracht wurde. Indem derselbe
die dirccte Wahl der Rcichsrathsabgeordneten in
sämmtlichen Wählerklassen, demnach auch in der
Wählerklasse der Landgemeinden, fordert, setzt derselbe
die Aenderung des § 7, l it. (̂ , dcs Staatsgrundgesetzes
über die Reichsvertrclung voraus und betritt damit
das ausgedehnte und unabsehbare Feld der Verfas-
sungtzfragen, zu deren Behandlung das hohe Hans den
gegenwärtigen Moment wohl laum als geeignet er-
achten dürfte. Aus diesem Grunde glaubte der Nus-
schuss, die Annahme dieses Antrages dem hohen Hause
nicht empfehlen zu sollen.

Die Anträge der Abgeordneten L ienbacher uud
Genossen vom 28. Jänner 1881 und der Abgeordneten
Z e i t h a m m e r und Genossen vom 2. Ma i 1881
dagegen wurden vom Ausschüsse einer eingehenden
Erörterung unterzogen.

Der Antrag der Abgeordneten Zeithammer und
Genossen zielt dahin ab. die Wahl der Reichsraths-
abgeordneten aus der Wählerllasse des großen Grund-
besitzes im Königreiche Böhmen einer Regelung zu
unterziehen.

Die Beschwerden über die in der NeichsralhK-
Wahlordnung vom 2. Apri l 1873 enthaltenen Bestim-
mungen über den bisherigen Wahlmodus in dieser
Wählcrklasse sind so alt wie dicse Wahlordnung selbst,
ja sie datieren eigentlich schon aus der Zeit der Er-
lassung der Landtags-Wahlordr,'.ng für das Königreich
Böhmen vom 26. Februar 1861, welche in ihrem
Wesen die Grundlage der Reichsraths«Wahlordnung
bildet.

Die Hauptbeschwerde gipfelt in dem Punkte, dass
die sämmtlichen Abgeordneten aus der Wählerklasse
des großen Grundbesitzes in Böhmen mit Einem Wahl-
acte gewählt werden. Dieser Umstand fällt um so
schwerer ins Gewicht, als in der ganzen Neichsraths-
Wahlordnung keine einzige Bestimmung enthalten ist,
nach welcher eine Wählerklasse in irgend einem Lande
eine so namhafte Anzahl von Abgeordneten mit Einem
Wahlacte wählen würde. Der große Grundbesitz in
Böhmen hat nämlich mit Einem solchen Wahlacte
nicht weniger als dreiundzwanzig Abgeordnete zu
wählen. Dle Folge dieser Bestimmung ist. dass unter
den obwaltenden Verhältnissen bei jeder Wahl im
großen Grnndbesitze in Böhmen entweder die eine oder
die andere der beiden großen Parteien innerhalb
dieser Wählerklasse majorisiert, beziehungsweise von der
Vertretung im Reichsrathe völlig ausgeschlossen wird.

Dies widerstreitet geradezu den natürlichen Grund-
sätzen des Repräsentativsystcms, zumal in einer Zeit,
wo die Bestrebungen der erleuchtetsten Politiker dahin
gerichtet sind, Mittel ausfindig zu machen, um die
Minoritäten zu schützen und ihnen die Möglichkeit zu
gewähren, ihre Vertretung in den parlamentarischen
Körperschaften zu finden. Speciell in Böhmen ist dies
um so wünschenswerter, als die Entscheidung oft nur
von einigen Stimmen abhänqig ist. Es erklärt sich
auch aus den dortigen Verhältnissen, dass im Verlaufe
der vielen in Böhmen ausgeschriebenen allgemeinen
und Elssänzungswahlen die Minorität wegen evidenter
Rlsultaüosigteit auf die Wahl, beziehungsweise die
Stimmenabgabe Verzicht leistete, was jederzeit als ein
unnalürliches. krankhaftes Symptom im politischen
Organismus anzusehen ist."

Zu klarerer Versinnlichung des eben Erwähnten
werden die wechselnden Resultate der Wahlen im großen
Grundbesitze in Böhmen seit 1865. und zwar — da
der Erscheinungsgrund derselbe ist — sowohl in den
Landtag als in den Reichsralh angeführt, wobei daian
erinnert wird, dass der fideicommissarische Großgrund-
besitz iu den Landtag sechzehn und der allodiale Groß-
grundbesitz vierundsünfzig Abgeordnete mit Einem
Wahlacte wählt.

„Dieses Wirrsal von Kämpfen. Siegen und Nieder-
lagen liefert — heißt es im Berichte dann weiter —
ein treues Bi ld der Geschichte der Wahlen, wrlche
Böhmen innerhalb fast zweier Jahrzehnte durchlebte
und die um so tief greifendere Folgen hinterließ, als
dadurch nicht bloß das Königreich Böhmen, sondern
der ganze Staat in Mitleidenschaft gezogen wurde.

Diese Umstände veranlassten den Landtag des
Königreiches Böhmen, zu wieoerholtenmalen die Eor-
rectur jener Uebelstände durch eine Reform der Wahl-
ordnung in Angriff zu nehmen, und derselbe suchte die
Remedur jederzeit in der Theilung des böhmischen
Großgrundbesitzes in mehrere Wahllörper, beziehungs-
weise in der Statuierung mehrerer Wahlkreise, da
nur auf diese Weise die Wahlen auf zahlreichere
Wahlorte verurtheilt werden können und der jeweiligen
Minorität die Möglichkeit geboten wird, in einem und
dem anderen Wahlkreise durchzudringen.

Der Wahlreform - Ausschuss gelangte nach reif-
licher Erwägung zu der gleichen Ueberzeugung und
pflichtete demgemäß den in dem Antrage der Abge-
ordneten Zeithammer und Genossen enthaltenen Grund-
sätzen umsomehr bei, als auch die l. k. Regierung be-
retts im Jahre 1880, die Nothwendigkeit einer dies-
bezüglichen Reform anerkennend, dem böhmischen Land-
tage einen Gesetzentwurf vorzulegen sich veranlasst
fand, welcher auf denselben Principien und Voraus-
setzungen beruhte. Der Ausschuss sah überdies in den
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Gattung ohne nennenswerte Bemühung der Bethei-
ligten realisiert. Von besonderer Bedeutung speciell für
die Handels- und Geschäftswelt ist das I n c a s f o
v o n Wechse lbe t rägen und die A c c e p t e i n -
h o l u u g so wie die W e i t e r l e i t u n g des Wech-
s e l s , wenn Zahlung oder Annahme verweigert wer-
den an das zur A u f n a h m e des Wechse lp ro -
testes b e f u g t e O r g a n
Vinl. ' i?^ deutschen Reichspost gebärt die Ehre der
^ / ^ des Postauftrageverfahrens, welches in
Deutschland m,t 15. Oktober 1871 ins Leben gerufen
wuroe und m einem für die Postverwaltung und das
Publicum gleich ersprießlichen Maße in stetiger Stei-
gerung begriffen ist. Der Umfang, den dieser Dienst,
zweig der Post in Deutschland angenommen hat, er-
hellt am deutlichsten daraus, dass im Jahre 1872 in-
nerhalb des deutscheu Reichspostgebietes 133,656 Stück
.postauftragsbriefe mit dem einzuziehenden Gesammt-
betrage von 9.218.577 Mark und nach der vom
^tclchspostamte herausgegebenen Post- und Telegra.
PlM.Statistir pro 1880 ' in diesem Jahre 3.548.223
-Uo tmiftragsbriefe mit dem zur Einlösung bestimmten
^c,alNlnlbetrage von 323.669.160 Mark befördert wor-
°5" ' l"d- Hlevon waren 3.488.339 Austragsbriefe zur
Geldemz,ehung und 59,884 Stück zur Wechselaccept-
Einholung versendet worden. Ungeachtet der außer-
ordentlich niedrigen Gebürcn. die die deutsche Post für
ihre Mühewaltung in diesem Geschäftszweige erhebt,
war dieselbe in der Lage, die Einnahmen aus dem
Postauftragsverkehre für das bezeichnete Jahr mit der
Summe von 973,800 Mark zu veranschlagen. Vei

diesen Resultaten kann es nicht wundernehmen, dass
das Postauftragsverfahren sich auch im internationalen
Postoerkehre bereits einzubürgern beginnt. So hat z. V .
Deutschland hierauf bezügliche Vertrage mit der Schweiz,
mit Frankreich. Belgien, Luxemburg. Rumänien und
mit den Niederlanden abgeschlossen; die französische
Postoerwaltuiig steht auher mit Deutschland noch nut
Belgien, den Niederlanden, mit Rumänien, Schweden,
der Schweiz, Luxemburg und Monaco im Postuuftrags-
vellehre. Die Verschiedrnhrit der in diesen Ländern
geltenden wechselrechtlicheu Bestimmungen lässt es be-
greiflich erscheinen, dass in den meisten der einschlä-
gigen PostVerträge die Weilcileituna der Posllmflrags-
briefe an eine zur Aufnahme dcs Wechselpioich',5 be-
fugte Perfon als vorläufig ausgeschlossen bezeichnet ist;
nur im Verkehre zwischen Deutschland und Belgien
besteht auch diese Einrichtung.

I n Belgien war es, wie bekannt, möglich, die in
neuerer Zeit ventilierte Frage, ob es nicht zweckmäßig
sei, auch Postbeamte mit der Aufnahme von Wechsel-
protesten zu betrauen, im bejahenden Sinne zu lösen,
indem dort in jenen Fällen, wo in dem belllfscnden
Orte eine Gerichtsperson nicht residiert, die Protrstauf-
nahmc gegen eine gewisse Gcoür durch ein Postorgan
vollzogen wird.

Die mit dem Mandatsverfahren in anderen Län-
dern gemachten günstigen Erfahrungen haben auch on
uns insbesondere im kaufmännischen Publimm be«
greiflichelwe.se den Wunsch erregt, der Voclheüe dieses
postalischen Dlenstznmges theilhaftig zu werden, und
es haben meiere HandelKlanlmern sowu- anyrr- Cor«
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dermal geltenden Bestimmungen der Reichsraths-Wahl-
ordnung vom 2. Apr i l 1873 über die Wahlen des
Großgrundbesitzes in Galizien, wo dieser, in 20 Wahl-
lörper getheilt, in ebeuso viele Wahlkreise, sowie in
Tiro l und in der Bukowina, wo derselbe in je zwei
Wahlkörper getheilt ist, ein paralleles Präcedens, wel-
ches, auf Böhmen angewendet, den gegebenen Ver-
hältnissen in diesem Königreiche entspricht.

Allein auch den Delailbestimmungen des Antrages
Zeithammer und Genossen glaubte der Ausschuss bei-
treten zu sollen.

Zunächst die Restituierung des mit dem Fidei-
commissbande behafteten großen Grundbesitzes als
eigenen Wahlkörpers ist in der Natur dieser Institu«
tion begründet. Der fideicommissarische Grundbesitz ist
als das eigentlich stabile Element anzusehen, das
wegen seiner Gebundenheit verhältnismäßig den ge-
ringsten Aenderungen unterworfen ist, während der
allodiale große Grundbesitz mannigfachen und oft sehr
erheblichen Aesitzübertragungen und Aenderungen
unterliegt.

Die böhmische Landtafel weist auf, dass (wie
tabellarisch in dem Berichte ausgeführt wird) inner-
halb zwölf Jahren 371 Vchtzä'nderungen durch Kauf
und Verkauf im Allodial'Großgrundbesitze stattgefun-
den haben.

Die Eintheilung des allodialen Großgrundbesitzes
in fünf Wahllörper erfcheint entfprechend, da dadurch
weder zu große noch zu kleine Wahlbezirke bedingt
sind, welche sich in ihrem Umfange den Wahlbezirken
der anderen Länder anreihen.

Bei der Abgrenzung der bezüglichen Wahlbezirke
wurde im wesentlichen die Eintheiluug zugrunde ge-
legt, welche durch die in der Ministelial-Verordnung
vom 31 . Ju l i 1868 enthaltene Festsetzung von 13 Amls-
aebieten für die Ueberwachung der politischen Geschäfts-
führung bereits gegeben ist.

Bei Vertheilung der von den einzelneu Wahl-
lörpern zu wählenden Zahl der Abgeordneten konnte
selbstverständlich weder die Anzahl der Wahlberech<
tigten noch die von denselben repräsentierte Steuer-
summe allein zur Grundlage genommen werden, son-
dern es musste eine Combination beider Momente,
beziehungsweise eine auf beide vereinte Factoren sich
gründende Durchschnittsberechnung ftlatzgreifen. Hiebei
gelangte jedoch der Ausschuss zu theilweise anderen
Resultaten als der Antrag des Abgeordneten Zeit-
hammer und Genossen, weil in diesem noch die alte
Steucrbemessung zur Grundlage diente, während dem
Ausschüsse bereits die Daten über die neue Grund-
steuer vorlagen, welche die k. k. Negierung in einem
voluminösen, überaus sorgfältig und genau verfassten,
die Individualausweise der Steuern des großen Grund-
besitzes enthaltenden Operate durch die k. k. Statthal-
ter« in Böhmen sammeln und zusammenstellen ließ
und dem Ausschusse zur Disposition stellte. I n der
diesem Berichte beigefügten Uebersicht sind die bei der
vorliegenden Frage in Betracht kommenden Daten
summarisch dargestellt.

Betreffs der Wahlorte des allodialen Grundbesitzes
nahm der Ausschuss die Aenderung vor, dass er statt
des Wahlortes Karlsbad für den vierten Wahlkörper
Eger wühlte, weil diese Stadt von den verschiedenen
Theilen des Wahlbezirkes aus leichter erreichbar ist.

Der Antrag des Abgeordneten Lienbacher und
Genossen zielt auf mehrere wesentliche Abänderungen
der Reichsraths-Wahlordnung vom 2. Ap>il 1873 ab.

Artikel I dieses Antrages wi l l statuiert haben,
dass in jedem der im Reichsrathe vertretenen König-
reiche nnd Länder, in welchem das Recht zur Wahl

vorationen aus der Geschäftswelt dem Handelsmini,
sterium die Einführung der erwähnten Institution
empfohlen. Unsere Postverwaltung ist der Frage be-
reits vor längerer Zeit näher getreten, und sind die
diesfalls mit der ungarischen PostVerwaltung gepflo-
genen Verhandlungen, wie der Handelsminister Frei-
herr v. Pino iu der Sitzung des Abgeordnetenhauses
vom 9. d. M . über eine diesfällige Anregung bemerkte,
bereits dem Abschlüsse nahe, so dass der baldigen
Realisierung dieser, unsere postalischen Einrichtungen
neuerlich vervollkommnenden Maßnahme entgegen-
gesehen werden kann. Es dürfte dies auch vom Stand-
punkte der Verwaltung aus um so wünschenswerter
erscheinen, als die allgemeine Einführung des Post-
auftrags-Verfahrens im internationalen Postvertehre
bereits in das Programm für die Berathungen des
im Jahre 1884 in Lissabon zusammentretenden dritten
Weltpost - Congresses aufgenommen erscheint und es
jedenfalls erfprießlich ist, wenn sich die Einrichtung
vorerst im inländischen PostVerkehre einlebt. Dieser
Umstand sollte jedoch kein Hindernis gegen die gleich«
zeitige Einführung des Mandatverfahrens im Verkehre
mit Deutschland bilden, da unsere Handelsbeziehungen
zu diesem Nachbarreiche einen besonders regen, gegen-
seitigen Verkehr erzeugen und das baldige Insleben-
treten dieser Institution durch die einheitlichen wechsel-
rechuichen Bestimmungen und die analogen Postein-
Nchtungen wesentlich erleichtert sein dürfte.

(Wiener Nbendpost.)

von Reichsrathsabgeordneten in der Wählerklasse des
großen Grundbesitzes von der Leistung eines bestimm«
ten Mindestbetrages an Steuern abhängig ist, die
Grundsteuerleistung allein wenigstens vier Fünftheile
des vorgeschriebenen Mindestbetrages ausmachen müsse,
um das Wahlrecht in dieser Wählerklasse zu begründen.

Eine solche Bestimmung in die Reichsraths«Wahl-
ordnung aufzunehmen, erschien dem Ausschusse voll-
kommen gerechtfertigt und entsprechend; denn wenn
der große Grundbesitz das begründende Mot iv für die
staatsgrundgesetzliche Schaffung einer eigenen Inter«
essengruppe und Wählerklasse bildete, so muss zunächst
in dieser Wählerklasse der bestimmte Charakter fest-
gehalten, und derselbe darf nicht durch Anrechnung
von Realitäten anderer Art, als Häusern u. s. w., ver-
wischt werden. Das einseitige Moment, dass solche
Realitäten ebenfalls in die Landtafel eingetragen sind,
kann nun und nimmer hiefür ausreichen, wie denn
thatsächlich beispielsweise die über hundert landtäf«
lichen Häuser von Prag niemals als ein Wahlrecht im
großen Grundbesitze von Böhmen begründend an-
erkannt wurden.

Der Ausschuss trat diesem Antrage umsomehr
bei, als eine gleiche Bestimmung in die Landtags-
Wahlordnung für das Königreich Böhmen bereits
aufgenommen wurde. (Gesetz vom 9. Jänner 1873,
L. G. B l . Nr. 1.)

Dagegen glaubt der Ausfchuss, diese weitere For-
derung des Artikels 1 des Antrages, wonach das Wahl-
recht in der Wählerklasse des großen Grundbesitzes nur
dann ausgeübt werden darf, wenn die Pflicht der
Steuerleistung bereits ein volles Jahr besteht, nicht
zur Annahme empfehlen zu können, weil dadurch ein
neues Priucip in die Reichsraths-Wahlordimug hinein-
getragen würde, sondern denselben dahin modificieren
zu follen, dass bei Besitzveränderungen unter Lebenden
dort. wo Grundbücher bestehen, der mindestens ein-
jährige bücherliche Besitz erforderlich fei.

'Wenn im Artikel I I desselben Antrages verlangt
wird, dass die Berechtigung zur Wahl in die Gemeinde-
vertretung für die Wählerklasse der Stadt- und der
Landgemeinden allein schon das Recht zur Wahl von
Reich'srathsadqeordneten, beziehungsweise von Wahl-
männern begründen sollte, so glaubte der Ausschnss,
diesem Antrage nicht beitreten zu können, da dadurch
das Maß der ohnehin bereits bestehenden Ungleich«
heiten noch erheblich gesteigert würde.

Dagegen erachtete es der Ausschuss für vollstän-
dig gerechtfertigt, ja er sah darin die Erfüllung eines
Postulates der Gerechtigkeit, dass das bitzher namhaft
beschränkte Wahlrecht entsprechend erweitert und in
dieser Richtung Kreise der Bevölkerung herangezogen
werden, welche, zu den Staatserfordernissen in sehr
erheblichem Maße beitragend, dennoch von der Aus-
übung eines der wichtigsten constitutionellen Rechte
gänzlich ausgeschlossen sind. Deshalb stimmte der Aus-
schuss der weiteren Bestimmung des Artikels I I des
Antrages bei, wonach eine Steuerleistung von fünf
Gulden (directer Steuern) zur Ausübung des Wahl-
rechtes von Abgeordneten, beziehungsweise von Wahl-
Männern berechtigen soll, wofern die sonstigen von der
Reichsraths - Wahlordnung geforderten Bedingungen
vorhanden sind.

Ebenso gerechtfertigt fand der Ausschuss die For-
derung des Artikels I I I des Antrages Lienbacher und
Genosfen, wonach bei den Wahlen von Reichsraths-
abgeordneten in der Wählerklasse der Städte jeder in
diese Wählerklasse eingereihte Ort ohne Ausnahme
zugleich Wahlort sein soll, weil kein Grund vorliegt,
warum gerade den Wählern in den gebirgigen Ländern
— und die jetzt giltige Bestimmung bezieht sich nur
auf Oesterreich ob der Enns, Salzburg, Steiermark
und Kärnten — die Ausübung der Wahl erschwert
werden soll.

Dagegen fand sich der Ausschuss nicht veranlasst,
der Bestimmung des Artikels IV desselben Antrages
zuzustimmen, da er zur Ueberzeugung gelangte, dass
dadurch der Charakter der städtischen Wahlen alteriert
würde.

Eine Minorität von acht Ausschussmitgliedern
stellte im Verlaufe der Verhandlung eine Reihe von
Anträgen, welche sich auf eine Abänderung einzelner
Bestimmungen des ß 9 der Neichsraths-Wahlordnung
vom 2. Apr i l 1873 fowie des Anhanges zu derfelben
beziehen. Der Ausschuss hat diese Anträge einer ein-
gehenden Erörterung unterzogen; allein er fand sich,
gestützt auf eine Reihe gewichtiger Gründe, nicht ver-
anlasst, dem hohen Hause die Annahme der Anträge
zu empfehlen. Da dieselben jedoch von den Antrag»
stellern aufrechterhalten wurden, so sind dieselben als
Minoritätsvotum dem Ausschusöberichte beigelegt.

Infolge dieser Beschlüsse stellt der Ausschuss die
nachstehenden Anträge: Das hohe Abgeordnetenhaus
wolle beschließen: 1.) über den Antrag des Abg. Dr .
Kronawetter und Genossen zur Tagesordnung über-
zugehen; 2.) dem beigefügten Gesetzentwürfe seine Zu»
stlmmung zu ertheilen."

Dem Berichte sind mehrere tabellarische Ausweise
und Uebersichten über die Vertheilung der Steuer,
leistung und des Wahlrechtes, ferner über die Aende-
rungen im Stande der wahlberechtigten Großgrund-
besitzer lc. lc. beigefügt.

Wien, 15. März.
(Orig.-Corr.)

Der Audgetmlsschuss hat sich einstimmig für die
Emission der ü"/oi<M Papierrente ausgesprochen, und
Mitglieder der Linken waren es, welche die Wahl
dieser Ncntengattung befürworteten und fo die eigenen
Partei-Organe desavouierten. Es müssen wirklich M N -
gende Gründe sein, wenn die Linke einen Vorschlag
der Regierung zu billigen sich entschließt, und danach
kann man den Wert der Argumente bemessen, nnt
welchen gewisse Blätter aus bloßer Animosität^ gegen
den Finanzminister, gegen die Emission von PaP'er-
reute kämpften.

Die Nachricht von der Einberufung der De-
legationen hatte im ersten Momente Besorgnisse er-
weckt, da man die Ursache in einer Verschlimmerung
der Lage suchen zu müssen glaubte. Bald gewann jedoch
die ruhigere Auffassung die Oberhand, als man el-
kannte, dass es sich nur um Bewilligung jenes Cre-
dites handelt, der zur Bedeckung des Erfordernisses
für die Sicherung unserer Stellung im Süden handelt.
Der Acht-Millionen-Credit war bekanntlich nur M
drei Monate berechnet, nunmehr soll für den Nest lies
laufenden Jahres vorgeforgt werden. Nachdem durch
die bravourösen Leistungen unserer ausgezeichneten
Truppen der Aufstand in der Krivosije nieoergeschl^
gen ist, lässt sich das voraussichtliche Erfordernis M
den Iahresrest feststellen, als dies im Jänner m ö M
gewesen wäre, wo man nicht wusste, welche ConiPll"
cationen eintreten würden.

I n dem Gewerbe- und Zollausschusse wird eifllg
gearbeitet, imo dürften die Berathungen der Vorlagen
bald beendigt sein. Dem Gewerbegesetz hat der Aus-
schuss auch Bestimmungen eingefügt, welche den Be-
hörden einen gewisfen Einflufs auf die Preise der
Lebensmittel einräumen, um dem Wucher anf diesw
Gebiete, unter welchen die ärmere Bevölkerung nieyr
leidet, als z. Ä . durch den Kaffeezoll, steuern zu töliuen.
Es ist kein Zweifel , dass diese Bestimmungen all-
gemein beifällig begrüßt werden. ,

Da die Äudgetberathung beendigt ist, kann nocY
vor den Ferien die Wahlreform in Verhandlung g^
zogen werden. Das Manöver der Linken, Wien uno
die Vororte als verkürzt hinzustellen, hat nur den
Effect gehabt, dass die Wähler sich die Frage vor-
legten, weshalb die Linke durch so viele Jahre d M
„Verkürzung" duldete, und w e s h a l b sich Dr . Herb!'
noch im Vorjahre so entschieden gegen jede Erweite-
rung des Wahlrechtes aussprach, weil diese seiner
Partei, wie er sagte, gefährlich wäre.

Neichsrath.
211. Sitzung des Abgeordnetenhauses.

W i e n , 15. März.
Der Herr Präsident Dr . S m o l k a eröffnet U>n

11 Uhr 10 Minuten die Sitzung.
Auf der Ministerbank befinden sich: Se. Excellenz

der Herr M i n i s t e r s s,,)ent und Leiter des Ministe
riums des Innern Graf T a a f f e , Ih re Excellenzen
die Herren Minister: Dr . Freiherr von Z i c u l i a l "
k o w f k i , Graf F a l k e n h a y n , Dr . P r a z ä l , .T"'
Freiherr von C o n r a o - E Y v e s f e l d , Dr . Ritter
von D u n a j e w s k i und Freiherr von P i n o .

Der P r ä s i d e n t widmet dem jüngst verstoß
benen Abg. Baron H o r m u z a k i (Bukowina) cwen
warmen Nachruf.

Von den eingelaufenen Petitionen erwähnen NM
die Petitionen einiger Gemeinden iu K r a i n »uu ElN^
führung der slovenischen Sprache bei den Gerichten
und um Errichtung eines Oberlanoesgerichtes in LailiaH-

Abg. K l u n interpelliert den Obmann des O ' l ^
bahn-Ausschussts wegen der Berathung der Petitionen,
welche sich auf den Ausbau der Rudolfsbahn ^ n
Laibach bis Trieft beziehen.

Obmann des Eisenbahn-Ausschusses, Abg. A '
Freiherr v. G ö d e l - L a n n o y , erwidert, dass ^
Eisenbahn-Ausschuss morgen zusammentrete», werde,
um diese Petitionen in Berathung zu ziehen.

Das Haus schreitet zur Tagesordnung. «,,,
Die Anträge des Bndgelausschusses wegen « ^

deckung des a u ß e r o r d e n t l i c h e n H e e r e "
E r f o r d e r n i s s e s von acht Millionen i M " ^
tionscrcditcs) dnrch Heranziehnng von CentralacllUe ,
insbesondere der Kanfschillingsraten der Südbahn, W
den sammt den vom Vudgetausschusse beantragten «"
solntionen ohne Debatte angenommen. ^,

Generalberichtelstatter Graf Heinrich O l a M ^
fcriert fodann über das richtig gestellte F i n a l M ! »
für 1882. .,,,

Die Artikel I , I I , I I I werden ohne Debatte «'
genommen. Zu Art . IV bemerkt Abg. Dr . K r" n "
W e t t e r , dass diesfalls der Passus ausgelassen '
scheine, dass vom Erträgnisse der steuerfreien V " " ^ ,
eine ü"/oige Einkommensteuer zu erheben sei. ^ ^ ,
sorgt, dass durch diese Weglassuug die betreffeiwe "
gäbe als Ncalstener stillschweigend Eiugaug " ' s . ^ " "
finden würde. Graf C l a m weist nach, dass tmle "
sorgnis mit Rücksicht auf den Wortlaut des A " . / '
fowie des § 1 des Gebäudesteuergesetzes unbegrunoe '
(V' i fnl l .) Art. V wird angenommen, die folge""
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Artikel, sowie Titel und Eingang des Gesetzes werden,
ohne Debatte genehmigt.

Da hiemit die Gegenstände der Tagesordnung
erschöpft sind, stellt der P r ä s i d e n t an das Haus
me Anfrage, ob es geneigt sei. heute noch in die erste
Lesung des Antrages des Abg. K r o f t a. betreffend
die A b ä n d e r u n g des A r t i k e l s 10 des B e r g -
Ncsetzes, einzugehen.

Das Haus ertheilt seine Zustimmung.
Abg. Dr. K r o f t a begründet seinen Autrag und

vemerlt. die letzten Vorgänge im Pilsener Kohlenbecken
veweiscn. dass man der socialen Bewegung nicht länger
uiMuahmslos gegenüberstehen darf, sondern dass man
N.e n» Me Bahnen lenken muss, in wrlchcn dieselben
!ün« be>"edigenden Lösung entgegengebracht werden
lonnen. Es verlaute zwar,' dass die strikenden Arbeiter
^s,° A ' ' " " Drten die Arbeit wieder aufgenommen
P'N n - " dies der Fall ist, ist das gewiss in
U c. " " das Verdienst des taktvollen Auftretens
o s Venn Ministerpräsidenten, allein es ist dies auch
" " j e w e l s dafür, dass unter den Arbeitern die ge-
mäßigten Elemente die Oberhand haben, welche, wie
" r . Nronawetter sich kürzlich ausdrückte, in friedlichem
"Nvernehmen mit den übrigen Staatsbürgern zum
«ollen Genusse ihrer Rechte zu gelangen glauben, und
Ausgabe der Regierung ist es, dafür zu sorgen, dass
v>e gemäßigten Elemente nicht durch die radicalen in
oen Hintergrund gedrängt werden. (Lebhafte Zustim-
mung rechts.)

, Es sei also lediglich die Sorge um seine und
semer Familie Zukunft, was den Arbeiter sociali-
Ä . Emflüsterungen zugänglich mache. Es seien

«ncyt, wie behauptet wurde, nationale Agitationen,
, . N "lcht der Kaffeezoll und der Petroleumzoll. auch
" F der Z , l l auf Häringe und auf Fleischextract.
' " ^ t>en lle,ue,l Mann drücke, der Druck komme von
ru i ? " ^ " ^ ' " "d um die Beseitigung des Drucke«
si. ,. " ' !^ lene, welche das Privilegium der Patroni-
' " "2 des kleinen Mannes in Anspruch nehmen,
a 2 < ^"dlenste erwerben, wenn sie bei ihren Partei«
n^. , " "Uervenieren und das otticium doni viri über«
2 ' . ^ , wü.den. Allein von den Thaten dieser Herren
werd. / 'k ^ M e wenig zu erwarten, und mit Phrasen
Wenn daber " ' ^ gcholfen. (Sehr richtig! rechts.)
v i e l l ^ ^ " ' ^ lat t ausruft: ,Den Arbeitern wird
aus d. . ^ ' ^ ' ^ ^echt werden, ader sie werden es
so zeuat z?«" «des Liberalismus empfangsn müssen."
allein k l . A, l .^"dings von großrm Selbstbewnsstsein.
sprechunaen 2 . " ? "'lsen " ^ ^ g ' " , was sie von Ver-
geben w " ^ ^ ^ l ten haben, die zu einer Zn t ge-
Laa? , ^^u, wo man weiß, dass man nicht in die
rechts^ ? ' " kann. ^ einzulösen. (Sehr richtig!
die s» - ^lbeiter können aber nicht warten, bis
e in l , , , '?^ ' " die Lage kommen, ihre Versprechungen
n i ^ ^ " ' U"d wenn sie warten könnten, würden sie
" ^ t warten. weil sie sich durch 18 Jahre überzeugt

/m ' . dass die Herren nicht an sie gedacht haben,
wravo! Bravo! "chts.)
das» " bittet schließlich das Hau», zu beweisen,
"1» es den berechtigten Ansprüchen der Arbeiter nicht

Hgentrete. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen

w! « ? " Antrag des Abg. Dr. Krofta wird dem Volks-
"""schaftlichkn Ausschüsse zugewiesen.

Der P r ä s i d e n t beraumt hierauf die nächste
^Vung fiir Freitag, den 17. d. M. , an.

Aus Budapest
wird »mterm 14. d. M . berichtet: I m A b g e o r d -
" e t e n h a u s e bemerkte in der Debatte über die Vor-
S ? ^ ' l 5 . / n ^ ^ die P e t r o l e u n , s t e u e r , gestern
^ ' ^ ^ . ^de r Herr Fiuanzminister Graf S z a -
^ ^ ' dass we von einem Ncouer aufacstellten Be.
nm, , ? 3 ? " s ! ? l ° W Suppositionen b/ruhe."welche

^oDZs^y^
geworfen, dass sie gar nichts gethan hade, damit in
Ungarn Petroleumquellen eröffnet werden und Vetro.
leum ^oduciert werden soll. Die Negierung hat diesen
Gegenstand allerdmgs nicht in das Budget aufgenom-
men, aber trotzdem legt dieselbe auf die ssörderuna
wefts Artikels großes Gewicht und h su dks n
m ch/' s I ' ^^^ucen ten verschiedene Concessionen 'q7
2 , ' ! « ^ ? l s sogar diesbezüglich mit einer Unter.
Mnngsgesellschaft einen Vertrag ab. Dass diese
^?'")u>'gen bisher noch keinen Erfolg aufzuweisen
b.n " ' W ."cht die Schuld der Regierung. Wenn be-
huptet w,rd, dass die in der Vorlage enthaltene
^ l u g u n g Galizien, wo Petroleum producierl werde,
° Wndere Vortheile zusichere, so kann doch hieraus
"UN gefolgert werden, dass diese Verfügung für l w

den ^ " " ^ " gleichfalls Petroleum prodüciert wer-
w,rd nachthellig fein muss. (Zustimmung rechts.)

x .»^< ' ' ,der heutigen Sitzung bekämpfte Referent
Uat a l - Einwendungen Helsys und Gaäls und
ein ^ l l " . ! " ? ^ ' dass der Slaat überall dort, wo
zeiap l - ^ ! / " der Production oder Consumtion sich
hin ' d ! « " 3 ^ " ^ ' l h°ben wolle- allein es sei immer-
V'" das Princ,v, wonach der chtaat aus der fort-

schreitenden Production betheiligt werben w i l l , besser
und demokratischer, als wenn derselbe auf der alten
stagnierenden Grundlage das Einkommen der Staats-
bürger durch seine Forderungen vermindern würde.
Was unsere Venachtheiligung durch die galizische Pro-
duction anbelangt, so steht die Rechnung anders, als
diese infolge vager Combinationen seitens Helfys und
Gaäls aufgestellt wurde. Redner rcftectiert sodann
auf die Rede des Abgeordnelen Sueß im österreichischen
Abgeordnetenhause und bemerkt, eine österreichische
Capacität auf geologischem Gebiete äußerte sich aller-
dings etwas zu weitgehend, dass Oesterreich durch Un-
garn, namentlich durch die Siebenbürger Petroleum«
Raffinerie, welche immer größere Fortschritte mache,
geschädigt werde. Oesterreich werde 68 kr. zahlen und
Ungarn 0 f l . 50 kr. Steuer einsacken. — Bei nament-
licher Abstimmung wird sodann die Vorlage mit 149
gegen 95 Stimmen zur Basis der Specialoerhandlung
angenommen.

Vom Insurrections'Schanplatze.
(Officicll.)

FML. Baron I o v a n o v i i meldet unter dem
14. d. M. nachmittags folgende nachträglich bekannt
gewordene Verluste in den in der K r i v o s i j e am
9., 10. und 11. d. M. stattgehabten Gefechten, und
zwar:

Infanterieregiment Nr. 14. Am 9. d. M . : leicht
verwundet: die Infanteristen Otto Wimbrock, August
Brendl; am 11. d. M . : leicht verwundet: Cadet.
Officiers-Stellverlreter Benedict Novak, die Infanteri-
sten Franz Templ, Ferdinand Fidler.

Infanterieregiment Nr. 35. Am 11. d. M . : schwer
verwundet: Iufanterist Johann Swercha; leicht ver-
wundet: Infanterist Johann Hollaschek.

Infanterieregiment Nr. 43. Am 9. d. M . : todt:
Infanterist Sindler; leicht verwundet: Gefreiter
Dimitri Zsurka, Infanterist Georg Avramesku.

1. Bataillon des Tiroler Jägerregiments. Am
10. März: schwer verwundet: die Jäger Ferdinand
Seun. Mathias Holzner; leicht verwundet -. Unterjäger
Josef Kienzl. ° ' "

Vom Ausland.
Aus B e l g r a d wi ld unterm 15. d. M . ge-

meldet: Die S l u p s c h t i n a berieth heute die zwischen
O e s t e r r e i c h - U n g a r n pnd Serbien abgeschlossene
S c h i f f a h r t s - C o n v e n t i o n , und wurde dieselbe
nach längerer bewegter Debatte angenommen.

Am' 13. d. M . fand in P e t e r sb u r g ein Trauer,
goltesdienst zur Erinnerung an den Zaren Alexander I I .
in allen Kirchen statt. Um 11 Uhr wurde eiue Ge-
dächtttismesse in der Festungskirche und sodann in der
Sühnkapclle am Katharinen-Kanale gelesen, denen der
Kaiser und die Kaiserin, welche in e iner o f f enen
Kalesche durch die Straßen fuhren, mit der laifer-
lichen Familie beiwohnten. Von 2 Uhr ab wurden
weitere kirchliche Feierlichkeilen in der Festungslirche
und in der Sühnkapelle abgehalten, welchen das diplo-
matische Corps, das Osficierscorps, Beamte und fehr
zahlreiche Personen aus allen Kreisen der Bevölkerung
anwohnten. Die Gräber des Kaisers und der Kai-
serin waren von Blumen und Kränzen bedeckt; die
Sühnkapelle blieb bis in die späte Nacht von Volls-
mafsen umgeben.

Das Münchener Gemeindecollegium nahm den
Antrag Schultes inbetreff der Aufhebung sämmtlicher
S i m u l t a n s c h u l e n und der neuen Eintheilung der
Schulsprengel mit 42 gegen 17 Stimmen an. Ebenso
wurde die Enthebung des Schulrathes R o h m e d e r
mit 40 gegen 10 Stimmen angenommen.

Das Überhandnehmen der Agrarverbrechen in
I r l a n d hat den k a t h o l i s c h e n Erzb isch os von
D u b l i n veranlasst, einen H i r t e n b r i e f zu er-
lassen, worin er die geheimen Gesellschaften, auf deren
Geheiß Verbrechen verübt werden, welche I r land
chal'den streng missbilligt und den Geistlichen em-

U M . chre Gemeinden h^chtvö'ren, sich von solchen
Gesellschaften fernzuhalten.

A u s K a i r o v o m 12. d. M . meldet das Reuler'sche
Bureau: Earl Granville instruierte Lord Lyons, Herrn
von Freycinet zu benachrichtigen, dass die britische
Regierung Ansichten mit den übrigen Mächten aus-
getauscht, und dem V o r s c h l a g e D e u t s c h l a n d s ,
dass, falls eine O c c u p a t i o n nothwendig werde,
diefelbe von tü rk i schen T r u p p e n bewerkstelligt
werden sollte, ihre Zustimmung ertheilt hätte.

Der französische Senat
setzte am 13. d. M . die Berathung über da» Gesetz
wegen des Schulzwanges für den Elementarunterricht
fort, und man bekam dabei einige nicht uninteressante
Emzelhelten aus dem französischen Vollsschulwesen zu
hören. So beschwerte sich der Herzog von Broglie
darüber, dass Paul Bert während seiner Verwaltung
des Unterrichtsministerinms sein Buch den Schulen
aufgezwungen habe, in welchem die Frage wegen des
Richterstandes behandelt, die Senatoren auf Lebens-
zeit verurtheilt und sogar eine einheitliche National«

Versammlung verlangt werde. Aroglie setzlc hinzu:
«Meine Kinder müssen rufen: Es lebe die Republ,!!"
und fragte, was die Republikaner wohl gesagt haben
würben, wenn das Kaiserthum die Kinder gezwungen
hätte, zu rufen: „Es lebe das Kaiferthum!" — Se.
nator de Ravignan fragte, ob der Minister Ferly
das Buch Paul Berts gutheiße. — Minister Ferry
antwortete: „Es kann sich hier nicht um ein amtliches
Lehrbuch für den Unterricht in den Bürgerpflichten
handeln; es handelt sich um ein Programm, das Sie
seit dem vorigen Jahre kennen. Was das Buch Paul
Berts anbetrifft, so ist es falsch, dass das M in i -
sterium es angekauft habe." Bei der Abstimmung
wurde der erste Paragraph über den Unterricht in der
Moral und in den bürgerlichen Pflichten mit 181
gegen 93 Stimmen angenommen. Der Senat nahm
hierauf die übrigen Paragraph« und sodann den ganzen
Artikel 1 in der Fassung der Deputiertentammer mit
177 gegen 89 Stimmen an.

Hagesnemgkeiten.
— ( V e r l o b u n g ) I n Prag hat die Verlobung

der Prinzessin Gabriele S c h w a r z e n b e r g , zweit-
gebornen Tochter Sr. Durchlaucht del Fürsten Karl
Schwarzenberg, mit dem Herrn Grafen Franz S y l v a -
T a r o u c a stattgefunden.

— (K. k. Armee.) Das „Verordnungsblatt für
bai k. l, Heer" meldet: „Se. k. und l. Apostolische Ma-
jestät geruhten allergnädigst: die Uebernahme des Obersten
Johann Edlen v. G r n s e r n , deS Armeestandrs, zu«
getheilt zur Dienstleistung im Nlich3'Kri?n8ministfrium,
auf sein Ansuchen in den wohlverdienten Ruhestand an-
zuordnen und anzubefehlen, dass demselben bei diesem
Anlasse in Anerkennung seiner langjiihrigrn, pflichteif-
rigen, vor dem Feinde ausgezeichneten Dienstleistung der
Ausdruck der Allerhöchsten Zufriedenheit belanntgegrben
werde; ferner: den Hauptmann erster Klasse Karl
Rezn iöek , des Generalstabscorps, zum Flüg?luojn-
tanten des Reichs'Kriegsministers, bci Uebercompletfüh,
rung im GeneralstMcorpb. zu ernennen."

— ( T e c h n o l o g i s c h e s G e w e r b e m u s e u m
i n W i e n . ) Der soeben erschienene zweite Jahresbericht
enthält im geschichtlichen Theile die Darstellung des Ent-
wicklungsganges be» Institutes in der Zeit vom Iten
Oktober 1880 bis 31. Dezember 188l. Das Capitel
„Leitung des Museums" führt alle jene Factoren auf,
welche auf die Verwaltung drs Museums (ömflujs neh-
men. I m Capitel „Wirlsamkeit des Museum»" wird
zuerst die Section für Holzindustrie, hierauf die Section
fiir Färberei, Druckerei, Vleicherei und Appretur in Ve-
ziehung auf die Unterrichteanstalten, die Schaffung von
Lehrmitteln besprochen, serner über die Vermehrung der
Sammlung. Bibliothek, über die Besucherzahl, die Fach-
zeitschrift, die in der Berichtsperiode ertheilten Auskünfte
und Gutachten, die Förderung des Gewerbewesens in
den Provinzen »c. Auskunft gegeben. Aus dem finan-
ziellen Stande entnehmen wir, dass das Institut 27
Stifter. 49 Gründer. 78 Mitglieder, die Section für
Holzindustrie 137, die Section fiir Farberei 20 Theil-
nehmer zählt und dass dem Institute pro 1881 eine
Staats'Subvention von 25,000 st gewährt wurde. I m
Anhange sind die Statuten des Museums und die Nor-
mative der Sectionen, ferner die Pläne der benutzten
Localitäten enthalten. Der nahezn fünf Druckbogen um-
fassende Vericht ist geeignet, über die Organisation und
Thätigkeit des Institutes nach jeder Richtung hin Aus-
schluss zu geben. Die Direction versendet in liberaler
Weise den Bericht an jedermann, der ein Interesse dafür
zeigt, unentgeltlich.

— ( A l p i n e r C o n g r e s s ) I n Salzburg wird
dem Vernehmen nach in der Zeit vom Uten bis lüten
August ein internationaler alpiner Eongress und gleich-
zeitig eine Ausstellung alpiner Kunstwerke stattfinden.
Auf diesem Congresse werden wichtige Fragen der Tou-
ristik erörtert und von angesehenen Fachleuten Vorträge
gehalten werden.

— ( S p i r i t i s t i s c h e D e t e c t i v s . ) Behufs Er-
mittlung der mit dem Raube der Leiche des verstorbe-
nen Earls von Crawford und Balcarrcs verknüpften
näheren Umstände und Entdeckung der Thäter sind jetzt
die Dienste einiger Spiritisten aus London in Anspruch
genommen worden. Man ist auf den Uusgang dieses
Experimentes äußerst gespannt.

— ( V e r g r a b e n e r O b e l i s l . ) Der llustos der
Bibliothek von Alexandrien hat eine Broschüre aus dem
Jahre 1693 entdeckt, welche Ausschluss über einen da-
selbst in der Nachbarschaft der Piazza bella Minerva
vergrabenen Obelisken gibt.

Locales.
— ( A u s dem G e m e i n d e r a t h e . ) Am löten

März abends 5 Uhr wird die tagszuvor abgebrochene
Sitzung fortgesetzt. Herr Magistratsrath I e r a s be-
richtete über die iu 8U8iiun80 behufs weiterer Erhe,
bungen belassenen Neclamationen gegen die Wählerlifte
Dem Herrn Jakob F r i d r i c h wird bad Wahlrecht im
ersten WalMrper zuerkannt, ebenso dem Besitzer des
Gutes Kro.senegg. Herrn Ingenieur Joses Tomek, -
GM. Dr, S n p p a n beantragt, den hiesigen ltisiasi«-^,,.
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Herrn I , Kanh 600 fl. und Herrn Josef Mayer 147 fl,
als Gefällsriickttergütung von bezogenem Spiritus zu
gewähren. Der Antrag wird angenommen. — Die
Weiterverpachtung der städtischen Badeanstalt K o l e s i a
wird unter den bisherigen Pachtbedingnissen seitens der
Finanzsection auf die Dauer eines Jahres beantragt
und zugleich der Magistrat beauftragt, die Anträge
behufs weiteren Ausbaues der Nadeanstalt dem Ge-
ineinderathe baldigst vorzulegen. GN. G o r i i ö wünfcht
seitens des Stadtmagiftrates eine bessere Controlc des
Nadepächters, damit das Wasser nicht zeitweilig im
Bassin so schmutzig sei, dass man Anstand nehmen müsse,
in demselben zu baden. Die Anträge der Section mit
dem Wunsche des GN. G o r Z i c werden hierauf accep-
tiert. — Die Abschreibung des uneinbringlichen Stadt-
kasse.Vorschusses für den in türkische Kriegsgefangenschaft
gerathenen Laibacher Johann M e j a c im Betrage von
8 fl. 27 kr. wird genehmigt.

GR. Dr. S u p p a n referiert namens der Finanz»
section über den Ausbau der der Stadtgemeinde ge»
hörigen ehemals gräflich Stubenberg'schen Armenhäuser
Nr. 11 und 13 in der Burgstallgasse. Da die Kosten
für den Ausbau nahezu 38,710 st. betragen würden,
beantragt der Magistrat, und zustimmend auch die Finanz-
section, von dem Plane des Ausbaues, da eine vollstän«
dige Demolierung der Häuser nothwendig wäre, für
dermalen abzusehen, welcher Antrag von dem Gemeinde-
rathe angenommen wird. — Das Gesuch der zwei
Realschllldiencr um Quinquennalzulagen wird derzeit m
liULponso belassen, bis der Beschluss des lraiuischen
Landesausschusses, als dem zweiten Concurrenten in der
Veitragsleistung, vorliegen wird.

GR, Dr. S u p p a n referiert namenV des Finanz«
ausschusses über den von der Stadtgemeinde zu gewäh«
lenden Beitrag zum B a u e des neuen L a n d e s -
museums. Referent bemerkt, die Stadtgemcinde Laibach
sei im Sinne des betreffenden Landtagsbeschlusses vom
lrainischen Landesausschusse begrüßt worden. I n erster
Linie habe der Landesausschuss den Wunsch ausgesprochen,
dass die Stadtgemeinde einen geeigneten Bauplatz ent-
weder aus eigenem Besitze oder durch Tausch beschaffen
würde. Einen entsprechenden Besitz könne die Stadt-
gemeinde nicht anbieten, außer den Gründen in der
Lattermannsallee, welche aber nicht im Stadtftomürium,
sondern in der Gemeinde Unterschischka liegen. Da es
doch nicht zweckentsprechend sei, dass das Landesmuseum
außer dem städtischen Pomürium erbaut werden würde,
habe sich die Section für eine Unterstützung aus dem
Säckel der Stadtgemeinde entschlossen. Da die Ueber-
schüsse aus dem Lotterie»Anlehen bereits verbraucht seien
zu Straßenregulierungen, das Kapital des Lotteriefondes
jedoch nur zu Finanzoperationen herbeigezogen werden
dürfe, die ein Erträgnis abwerfen, hier dies aber nicht
der Fall ist, müsse die zu bewilligende Spende der
Stadtkasse entnommen werden. Dieselbe könnte in einem
Weit größeren Betrage votiert werden, wenn man derzeit
wusste, wohin daS Landesmuseum zu stehen kommen
Wird, und ob sich mit dem Neubaue nicht die Eröffnung
neuer Straßen verbindet. Referent beantragt daher, für
den B a u des Landesmuseums den B e t r a g
von 5 0 0 0 G u l d e n ans den Mitteln der Stadt-
gemeinde zu votieren, und soll die erste Hälfte der
Summe bei der Grundsteinlegung des Museums, die
zweite Hälfte, wenn die Ueberdachung des Gebäudes er-
folgt ist, ausbezahlt werden.

GR. Dr, Z a r n i k erklärt namens feiner Gesin«
nungsgenossen im Gemeinderathe, dieselben seien keine
principiellen Gegner der Votierung von 5000 fl. für das
Landesmuseum, sie werden aber nur in dem Falle dafür
stimmen, wenn der Gemeinderath folgenden Antrag
acceptiert: „Die Stadtgemeinde Laibach, vertreten durch
den Gemeinderath, votiert eine entsprechende Summe
zur Unterstützung der Erbauung des I^roäni äom
in Laibach. Die Höhe des Betrages ist entsprechend der
Summe zu bestimmen, welche für den Bau des Landes-
museums votiert wird. Die bewilligte Summe für die
Unterstützung des Baues des Näroäiü äom hat künf-
tigen Ueberfchüssen des städtifchenLotterie.Anlehens ent-
nommen zu werden."

GR. Deschmann begrüßt es mit Befriedigung,
dass Dr. Z a r n i l sich im Namen seiner Gesinnungs»
genossen dafür erklärt habe, einen Betrag zum Baue
des Landesmuseums zu votieren. Er habe keinen An-
stand, ebenfalls eine Summe zum Baue des llurockü
llom zu votieren, wenn nur ein bestimmter Plan in
dieser Richtung bekannt wäre. Zudem habe für den
Mroci l l i (iom niemand um eine Subvention petitioniert.
EK sei misslich, über einen Antrag im Plenum abzu.
stimmen, den die Finanzsection nicht früher berathen habe.

GR. Dr. g a r n i k bemerkt, dass es sich heute nur
darum handle, principiell eine Summe für den Bau
des Näroliui äom zu votieren. Das Geld werde erst
den fftäteren Ueberschüssen des Lotterie-Anlehens ent<
«ommen werden können. — GR. Dr. S u p p a n sagt,
der Bau des Landesmuseums sei keine Parteisache, was
denn doch der Bau des Näroäui äom sei. Daher be-
stehe zwischen diesen beiden Bauten keine Analogie,
Ihm seien auch die Statuten des Mroän i äom nicht
bekannt daher wünscht Referent den Antrag des Dr.
U a r n ! « a!« selbständigen behandelt und einer Section
zugewesen zu w ^ n . GR. Dr. Z a r n i k hält seinen

Antrag anfrecht. — Bei der Abstimmung werden 5000 fl.
für den Bau des Landesmuseums einstimmig votiert
und der Antrag des GR. Dr. Z a r n i k bezüglich der
Unterstützung für den Bau des Mroäu i äoin, wie der
Herr Bürgermeister constatiert, e i n h e l l i g ange -
nommen. (Schluss folgt.)

— ( D e r La ibacher T u r n v e r e i n ) ver-
anstaltet am 25. d. M . im Casino-Glassalon eine größere
„Kneipe". Indem wir uns vorbehalten, das ausführliche
Programm diefes Abendes noch mitzutheilen, wollen wir
fchon heute darauf aufmerksam machen, dass auf dem-
selben unter anderem zwei Piöcen sich befinden, welche,
wie man uns mittheilt, gewiss Anklang finden werden:
1) „King-Fu, der berühmte A u t o m a t " , und 2.) ein
Theaterstück, betitelt: „Der blaue Frack und seine Folgen.
Ein Familienjammer in 1 Act als parodierender
Schwank oder als schwankende Parodie."

— ( G e m e i n d e w a h l.) Bei der am 21. De<
zember 1881 stattgehabten Neuwahl des Vorstandes der
Ortsgemeinde Prevoje wurden gewählt: Der Realitäten»
besitzer Georg Skofic von St, Veit zum Gemeindevor-
steher und zu Gemeinderäthen die Grundbesitzer Jakob
Justin von Feldern und Johann Koeder von Prevoje.

— ( U n g l ü c k s f a l l . ) Aus T f c h e r n e m b l
fchreibt man uns: „Am 1. d .M. ereignete sich hier
ein bedauerlicher Unglücksfall, indem am genannten
Tage der Mü er Mathias <2 pehar von Nezovac Nr. 24,
als er mit dem Einschmieren der Mühlräder beschäftigt
war, von einem derselben erfasst, gedreht und zer-
quetscht wurde. Seinen Angehörigen gelang es zwar,
ihn aus der gefährlichen Lage zu befreien, allein der
Bedauernswerte erlag eine halbe Stunde fpäter den
erhaltenen fchweren Verletzungen. Der Verunglückte,
welcher das Opfer feiner eigenen Unvorsichtigkeit ge-
worden, ward am 3. d. M. nach vorhergegangener
Todtenbeschau auf dem Friedhofe zu Nezovac l>eerdigt."

— (Landschaf t l i ches Thea te r . ) Vor schwach
besuchtem Hause gieng gestern CostaS sehr lustige Posse
„ E i n B l i t z m ä d e l " in Scene. Die beiden Haupt-
rollen, „Caroline" und „Chorist Vrüllcr", wurden von
Frl. V . W a g n e r und Dir. M o n d he im auch diesmal
vorzüglich gegeben. Dieselben spielten in den verschie-
denen Verkleidungen mit vollster Laune und unterhielten
dnrch ihre wirklich ausgezeichneten Leistungen das Pnbli«
cum aufs beste. Als „italienische Tänzerin" insbeson»
dere sah Frl. v, W a g n er wieder wunderhübsch aus.
Sehr verdienstlich war auch das Ehepaar W a l l h o f
(„Sternheim" und „Laurenzia"). Der „Theobald Birke"
ist eine der besten Leistungen des Herrn Ausp i tz ,
welcher den sächsischen Dialekt vollkommen beherrscht
und auch gestern verdienten Beifall erntete, was auch
von allen Genannten zu constatieren ist. Frl. v. F a l <
kenberg (Frau Rathswitwe v. Kutschenreiter) erschien
gestern nach ihrem längeren Unwohlsein zum erstenmale
wieder auf der Bühne. — i —

Neueste Post.
O r i g i n l l l « T e l e g r a m n i der „ L a i b . Z e i t u n g . "

Wien, 16. März. (Osficiell.) Seit dem 11. d. M .
hat in der Krivosije lein Gefecht stattgefunden. Die
Truppen richten fich daselbst mit flüchtigen Befesti-
gungen ein. Zagorje und das oberste Narentathal
sind frei von Insurgenten, gleichwohl aber sind dort
sowie in der mittleren Herzegowina fast alle waffen-
fähigen Männer abwesend, welche sich zu Raubzügen
sammeln und beim Anzüge der Truppen wieder zer-
streuen.

W i e n , 16. März. Ihre Majestät die K a i -
s e r i n und K ö n i g i n sind heute morgens von Eng«
land nach Wien zurückgekehrt.

K l a g e n f ü r t , 15. März. Die heutige General.
Versammlung der Vertrauensmänner aller Gaubeznle
der l. k. Landwirtschastsgesellschast für Kärnten votierte
einhellig die volle Zustimmung zu den Ergebnissen der
im Ackerbauministerium abgehaltenen commiffionellen
Verathungen in Angelegenheit des Wiener Schlacht-
viehmarktes mit der Bitte um energische Durchführung
der von der Regierung geplanten Marktreformen.

L i n z , 15. März. Der heute hier abgehaltene
Gewerbetag der Gewerbetreibenden von Linz und Um-
gebung, zu welchem circa 120 Theilnehmer erschienen
waren, wurde von dem Comite-Olimanne Hörner mit
einer Ansprache eröffnet, in welcher er auf die Thron-
rede Sr. Majestät hinwies, die Hilfe für den Gewerbe-
stand verspreche. Redner brachte schließlich ein drei-
faches Hoch auf Se. Majestät aus, in das die ganze
Versammlung einstimmte. Der Gewerbetag beschloss so»
dann eine Petition an das Abgeordnetenhaus, welche
sich im wesentlichen an jene des Wiener Gewerbetages
anschließt. Weiter« wurde eine Resolution gefasst, in
welcher die Versammlung der Majorität des Gewerbe-
ausschusses des Abgeordnetenhauses für ihre bisherige
Thätigkeit den Dank und für die Zukunft das Ver-
trauen ausspricht. M i t einem dreifachen Hoch auf
Se. Majestät den Kaiser und die tapfere Armee schloss
die Versammlung um halb 11 Uhr nachts.

P r a g , 16. März. Die «Prager Zeitung" schreibt:
„Hiesige Blätter lasfen sich berichten, dass in T r e -
m o s n a 4 0 0 K o h l e n a r b e i t e r entlassen wurden.
Auf Grund zuverlässiger Mittheilungen können wir

versichern, dass diese Nachricht «bertrieben ist. Da
alljährlich im Frühjahre der Kohlenconsum sich ver-
mindert, so wurden von den in den Stark'schen Gruben
beschäftigten Arbeitern 175 vorläufig nicht wiederauf-
genommen, beziehungsweise beurlaubt, bis sich wieder
eine lebhaftere Nachfrage nach Kohle einstellen werde;
es ist jedoch gegründete Aussicht vorhanden, dass schon
binnen kurzem auch diese Arbeiter iu den dortigen
Gruben wieder Beschäftigung finden werden."

P r a g , 16. März. Die M i rösch au er Aera-
direction d e m e n t i e r t telegraphisch alle Zeitm'gs'
Meldungen über dortige A r b e i t e r e n t l a s s u n g e n .
Seit Montag arbeiten alle Arbeiter in Miröschau und
wurde kein Mann daselbst entlassen. ,

P a r i s . 16. März. Das „Journal des Dcbais
schreibt: „Die E x i s t e n z des C a b i n e t s gründet
sich auf das F i n a n z p r o g r a m m L e o n S a y s ;
das Cabinet werde jedoch seine D e m i f s i o u nicht
geben, wenn auch die am 21. d. M . zu wählende
Nudgetcommission dieses Programm bekämpfen sollte.
Dasselbe wird vielmehr die öffentliche Verhandlung
in der Kammer abwarten, welche nothwendig ist, un<
in klarer Weife die Verantwortlichkeiten festzustellen.
Die Lösung dieser Frage ist demnach auf e in ige
M o n a t e v e r s c h o b e n .

B u k a r e s t , 16. März. Die d e u t s c h e M i s -
s i o n ist gestern aus Konstantinopel hier eingetroffen
und wird heute vom K ö n i g e e m p f a n g e n werden.
Abends findet im Palaste zu Ehren der Mission, welche
morgen nach Berl in weiterreist, ein großes Diner statt»

Handel und volkswirtschaftliches.
Ucberwachunss der Spreussinittel-Industrie. Nach eincin

Ministerial-Ei lasse hat die coiitinnierlichc Ucbcrwachimg bcl
Eprcugmittel» Industrie, und zwar iukctrcff der Erzeugung,
Ausbewahrmig, Verpackung, des Transportes, Verschleißes m'0
Gebrauches der Tprcngmittcl durch die politischen Behörden
stattzufinden, uud wurden im Wege der n. ö. t, l. Statthalters
die sämmtlichi-u Bezirlshauptmannschasten angewiesen, dnrch
eigens bestimmte Organe in entsprechenden Intervallen 3'^'
Visionen vornehmen zu lassen, da cs unbedingt nothwendig el"
scheine, der konstanten Ucbcrwachuna. des erwähnten Industrie'
zwcia.es dic vollste Vorsorge, zu widmen. Unter einem wurde
eine ganze Reihe von Vorschriften in der erwähnten Niches
erlassen.

Hlugekomnleue fremde.
Am 15. März.

Hotel Stadt Wien. Wcisz uud Kaiser, Kslte.. Wieu. — Schlaf,
>lfm, Pest. — Dr. vlmbrosz, Agram. — Schmelzer, Prwa>,
Volusca. — ytanziuger, Widcrwolil mit Gemahlin und Äartc«
lucc mit Gemahlin, Gotisch. — Ieloväci, Privat, Ober-
laibach. — Thenn, Thoiiwnrenfabrilant, Ncn.cnSl)urg.

Hotel Elephant. Ttöcllinger, Viltach. -kuzzatto, Kfm., Trieft-
- Nanzingrr, Äergakademikrr, Gottschce. — Peinn', l. >>

Fmanzwach-Nommissär, Rudolfswcrt. — Aidergar, Coope«
rator, Nippach, — Honsalof von Lobcnlvcin, Ingenieur,
Malborghctto.

Verstorbene.
D e n 14. M ä r z . Daniel Grilc, hausbcscher«sohn, 1 Tag,

Kralauergasse Nr. <i!1, ^ebensschwächc.
D e n 15. M ä r z. Wenzel Ärczina, Haufttzollamtsoffic«",

5? I , Deutsche Gasse Nr W, Lungentuberculosc.

Theater.
b e u t e (ungerader Tag): D i c T o c h t e r B e l < a l s . ttusl"

fpiel in 5 Acten von A. Kneiscl.

Meteorologische Beobachtungen in Laibach^

' ^ ss l? ' 5l U
7Ü/Mg. 747 07 ^ . 16 O. schwach hei ter" ' ^

16. 2 „ N. 745-3!! ^-17« windstill heiter 0 ^
9 « Ab. 74« W ^ . li-« windstill heiter „

Morgens Reif und Nebel, nicht lange anhaltend, dalw
heiter. Das Tagcsmittel der Wärme - j - i) U«, um U'ü" " " "
dem Normale.

Verantwortlicher Redacteur: O t t o m a r B a m b e r g-

Kundmachung.
Den verehrten P. T. Casiuovcrcius-Mitgliedern wird hier-

mit bcsalintgcgebcn, dass am l « . März l. I . in den VereMv
Localitälcn ein

Oefsllschafts-Abend
mit Tombola uud Musil slattsiudct.

Anfang halb 9 Uhr abends.
Easilloueräll!,'Vire5Ül>n.

Uaibach am 13. März 1682. (114l>) 2^2

Ver geckrtm Vammmelt zur glMistlm Koüz,
dass Nr. 12 vom i:l. März 1»«2 der

unb Wv. 0 üom 13. Mär* 1882 bcr

„Illustrierten Frauen-Zeitung
hier eingetroffen sind und versendet werden. — Bestellung"'" "
„ M o d c n w c l t " und die „ I l l u s t r i e r t e F r a u c n z e ' t " " ! '
übernimmt zur pünktlichen Ausführung

Jg. v. Aleinmayr k Fed. Dmnlicrgs
Buchhandlung.

kaibach am 14. März »882, (N5U) ^ '


